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Verteiler 

 

- Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz  

- Bundesministerium des Innern 

- Rechtspolitische Sprecher der im Bundestag vertretenen Fraktionen 

- Rechts- und Verbraucherschutzausschuss, Innenausschuss des Deutschen  

 Bundestages 

- Vorsitzenden des Rechts- und Verbraucherschutzausschusses des Deutschen 

Bundestages 

- Vorsitzenden des Innenausschusses des Deutschen Bundestages 

- Arbeitskreise Recht der im Bundestag vertretenen Parteien 

- Fraktionen im Deutschen Bundestag 

- Die Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder 

- Justizministerien und –senate der Länder 

- Rechts- und Innenausschüsse der Landtage 

- Bundesrechtsanwaltskammer 

- Deutscher Steuerberaterverband 

- Bundesverband der Steuerberater 

- Bundessteuerberaterkammer 

- Deutscher Notarverein  

- Bundesnotarkammer 

- Bundesverband Deutscher Patentanwälte 

- Patentanwaltskammer 

- Deutscher Wirtschaftsprüfer Verein 

- Wirtschaftsprüferkammer 

- Vorstand und Geschäftsführung des Deutschen Anwaltvereins 

- Vorsitzende der Landesverbände des Deutschen Anwaltvereins 

- Vorsitzende der Gesetzgebungsausschüsse des Deutschen Anwaltvereins 

- Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaften des Deutschen Anwaltvereins 

- Berufsrechtsausschuss des Deutschen Anwaltvereins 

- Ausschuss Rechtsdienstleistungsrecht des Deutschen Anwaltvereins 
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Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der deutschen 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Der DAV versammelt mehr als 62.000 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte sowie Anwaltsnotarinnen und Anwaltsnotare, 

die in 252 lokalen Anwaltvereinen im In- und Ausland organisiert sind. Er vertritt die 

Interessen der deutschen Anwaltschaft auf nationaler, europäischer und internationaler 

Ebene.  

 

Der DAV hat mit seiner Stellungnahme Nr. 87/2020 den Referentenentwurf des 

Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz (BMJV) und dessen 

Zielsetzung begrüßt und konkrete Änderungsvorschläge gemacht. Insbesondere beim 

Tätigkeitsverbot hat der DAV Kritik geäußert und Korrekturen gefordert. In dem nun 

vorliegenden Regierungsentwurf zeigt sich, dass hiervon einiges aufgegriffen worden 

ist. Der DAV unterstützt den Regierungsentwurf in weiten Teilen, schlägt aber mit 

nachfolgender Stellungnahme an wenigen Stellen Änderungen vor.  

 

1. Teil: Zu einzelnen Regelungen in Artikel 1 des Regierungsentwurfs – Änderung 

der Bundesrechtsanwaltsordnung 

 

 Zu § 31 – Verzeichnisse der Rechtsanwaltskammern und 

Gesamtverzeichnis der Bundesrechtsanwaltskammer 

 

Der DAV kritisiert, dass der Regierungsentwurf die Aufnahme in das elektronische 

Verzeichnis für Berufsausübungsgesellschaften auf solche beschränkt, die 

zugelassen sind. Ziel des Registers ist die Schaffung von Transparenz. 

Informationsbedarf besteht aber auch bei nicht zugelassenen 

Berufsausübungsgesellschaften. Gerade bei der traditionellen Sozietätsform - der 

Gesellschaft bürgerlichen Rechts – kann so das Informationsbedürfnis mangels 

sonstiger Form der Registerpublizität nicht erfüllt werden. Die Ausführungen in der 

Begründung des Regierungsentwurfes, dass bei nicht zugelassenen 

Berufsausübungsgesellschaften das Informationsinteresse der Öffentlichkeit 

weniger ausgeprägt sei, sind nicht nachvollziehbar. Transparenz entsteht nur, 

wenn alle Berufsausübungsgesellschaften in das Register aufgenommen werden. 

Nur dann wird auch die Zulassung nicht zur Voraussetzung für ein besonderes 

https://anwaltverein.de/de/newsroom/sn-87-20-refe-zur-gro%C3%9Fen-brao-reform
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elektronisches Gesellschaftspostfach. Denn dies können nur im Register geführte 

und damit zugelassene Berufsausübungsgesellschaften beantragen. 

 

  Zu § 43a Abs. 4 und 5 – Grundpflichten, Interessenkollision 

 

1. Der DAV begrüßt, dass die Sozietätserstreckung des bisherigen § 3 Abs. 2 

BORA in das Gesetz übernommen wird. Die Neuregelung beendet die 

Diskussion, ob die Satzungsversammlung für eine solche Regelung kompetent 

war.  

 

2. Das neue Tätigkeitsverbot des § 43a Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 ist gegenüber dem 

Referentenentwurf zwar verbessert worden, sieht sich aber immer noch 

erheblichen Bedenken ausgesetzt:  

 

a) Zunächst bleibt der DAV bei seinem grundsätzlichen Einwand, dass es kein 

praktisches Bedürfnis für die Regelung gibt und keinen Missstand, dem 

abgeholfen werden müsste.  

 

§ 43a Abs. 4 gilt über § 46c Abs. 1 BRAO auch für die Syndikusrechtsanwälte. 

Das Tätigkeitsverbot macht es den Syndikusrechtsanwälten sehr schwer, zu 

einem anderen Arbeitgeber in derselben Branche zu wechseln, insbesondere 

dann, wenn sie in einem spezialisierten Rechtsgebiet, wie z. B. Vergaberecht, 

tätig sind. 

 

Natürlich ist der DAV auch der Ansicht, dass ein Rechtsanwalt vertrauliches 

Wissen nicht zu Lasten eines früheren Mandanten für einen neuen Mandanten 

verwenden darf. Wenn man eine Kodifizierung für unabdingbar hält, könnte 

man § 43a Abs. 2 BRAO auf die Verwendung von Informationen erstrecken, die 

der Verschwiegenheitsverpflichtung unterliegen, oder (besser) einen neuen 

Abs. 3 einfügen. Er könnte lauten:  

 

"Soweit eine Tatsache betreffend einen Mandanten der Pflicht zur 

Verschwiegenheit nach Abs. 2 unterliegt, darf der Rechtsanwalt deren 
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Kenntnis nicht in einer anderen Rechtsangelegenheit gegen diesen 

Mandanten verwenden."  

 

Da diese Regelung zum Schutze des Mandanten ausreichend ist, würde sich 

das in § 43a Abs. 4 Nummer 2 vorgesehene Tätigkeitsverbot als 

unverhältnismäßige Einschränkung der Berufsausübungsfreiheit darstellen. § 

43a Abs. 4 Nummer 2 BRAO-E ist daher zu streichen.  

 

b) Die jetzt vorgesehene Formulierung ist immer noch zu weit und nicht 

sachgerecht. Denn sie erfasst eine Vielzahl von denkbaren Informationen, die 

im Zusammenhang mit einem Mandat erlangt wurden. Die unklare 

Begrifflichkeit bewirkt Unsicherheit bei der Frage einer Mandatsannahme. 

Mindestens würde man erwarten, dass es sich um mandatsspezifische 

Informationen handeln muss, nicht aber solche, die zum anwaltlichen Know-

how gehören oder in irgendeinem Mandat erworben wurden. Dazu können 

spezielle Kenntnisse im Umgang mit Behörden (z. B. der Bankenaufsicht oder 

einer Baubehörde) gehören oder auch Erfahrungen mit bestimmten 

Vertragstypen und Vertragsmustern (z. B. beim Unternehmenskauf). Dieses 

Know-how gehört zum Erfahrungsschatz des Anwalts; er muss es auch dann 

einsetzen dürfen, wenn ein ehemaliger Mandant auf der Gegenseite steht. 

 

c) Bezogen auf die Sozietätserstreckung ist jetzt eine unübersichtliche und 

unsystematische Regelung vorgesehen. Zwar ist in § 43a Abs. 4 die 

Sozietätserstreckung des Tätigkeitsverbotes aufgrund vertraulicher 

Informationen, die noch im Referentenentwurf enthalten war, nunmehr 

entfallen. Das ist zu begrüßen. Allerdings würde sie „durch die 

Hintertür“ wirksam werden, denn § 59e Abs. 1 ordnet für 

Berufsausübungsgesellschaften die sinngemäße Geltung auch von § 43a Abs. 

1 Satz 2 an. Das deckt sich mit der gegenüber dem RefE unveränderten  

Begründung (Seite 195). Wenn man dies wörtlich nimmt, ist die 

Berufsausübungsgesellschaft in diesen Fällen verhindert, und die 

Gesellschafter könnten das Mandat lediglich als Einzelanwälte annehmen. Das 

dürfte sich oft erst nach Mandatsannahme herausstellen: „Wissen“ lässt sich 

nicht vor Mandatsannahme durchsuchbar erfassen, und ob andere 

Rechtsanwältinnen und -anwälte über relevantes Wissen verfügen, lässt sich 
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daher bei der Mandatsannahme in den seltensten Fällen absehen. Das kann 

nicht gemeint sein, denn es wäre eine sinnwidrige Lösung. Als Lösung bietet 

sich in erster Linie an, den Verweis in § 59e Abs. 1 BRAO einzuschränken. 

Alternativ könnte man § 59e Abs. 1, der nur eine „sinngemäße“ Geltung des § 

43a Abs. 4 anordnet, einschränkend auslegen. Die 

Berufsausübungsgesellschaft könnte danach das Mandat nur dann 

übernehmen, wenn sie die Vertraulichkeit der Mandanteninformation 

sicherstellen kann, also den Anwalt, der die Informationen hat, von der 

Bearbeitung des Mandates ausschließt und hinreichende Informationsbarrieren 

aufbaut (vergleiche Diller AnwBl Online 2021, 137). Die erste Lösung ist 

vorzuziehen; wenn man der zweiten Lösung folgen will, sollte die 

Gesetzesbegründung die gewünschte Auslegung erläutern. 

 

 

3. Im Übrigen hat der DAV zu § 43a Abs. 4 nur geringfügige 

Formulierungsvorschläge: 

 

a) In Satz 2 sollten die Worte „in einer Berufsausübungsgesellschaft“ durch 

„gemeinsam“ ersetzt werden. Das stellt sicher, dass auch Anwälte und 

Anwältinnen erfasst werden, die Angestellte oder freie Mitarbeiter eines 

Einzelanwalts sind. 

 

b) Der DAV schlägt vor, in Satz 4 die Worte „in Textform“ zu streichen oder das 

Formerfordernis auf Verbrauchermandate zu beschränken. 

Transaktionserfahrene Mandanten (z.B. Private Equity-Firmen) bedürfen des 

Schutzes nicht. 

 

c) In § 43a Abs. 4 Satz 5 heißt es „Wenn … ein Tätigkeitsverbot … angeordnet 

wird …“. Der Begriff „angeordnet“ ist hier nicht richtig. Satz 5 muss lauten:  

„Wenn nach Satz 1 ein Tätigkeitsverbot für eine Berufsausübungsgemeinschaft 

besteht …“ 

Im Übrigen ist Satz 5 schwer verständlich. Es würde ausreichen, Satz 5 zu 

streichen und in Satz 4 die Worte „oder der Berufsausübungsgesellschaft“ nach 

den Worten „der Tätigkeit des Rechtsanwalts“ einzusetzen. Alternativ könnte 

https://anwaltsblatt.anwaltverein.de/files/anwaltsblatt.de/anwaltsblatt-online/2021-137.pdf
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Satz 5 lauten: „Gleiches gilt für das Tätigkeitsverbot einer 

Berufsausübungsgesellschaft.“ 

 

 

4. Zu § 43a Abs. 5: Der DAV begrüßt die Regelung im Grundsatz. Eine klare 

Regelung des Tätigkeitsverbotes für Referendare erleichtert den Anwälten die 

Referendarausbildung und den jungen Anwälten nach Abschluss der Ausbildung 

den Berufsanfang. 

 

a) Der DAV schlägt allerdings vor, die Regelung in den § 45 zu verschieben. Es 

geht hier nicht darum, die Pflichten zu definieren, die für den Referendar 

während seiner Ausbildung gelten. Während der Ausbildung reicht es, dass der 

ausbildende Anwalt auf die Einhaltung des Berufsrechts achtet. Zu regeln ist 

viel mehr, welchen Tätigkeitsverboten der ehemalige Referendar unterliegt, 

wenn er später als Anwalt tätig wird. Derartige Tätigkeitsverbote, die aus 

vorangegangener nicht-anwaltlicher Tätigkeit entstehen, gehören systematisch 

in den § 45. 

 

b) Der DAV schlägt weiterhin vor, die Regelungen für wissenschaftliche 

Mitarbeiter, studentische Praktikanten und andere Juristen in der Ausbildung 

unzweifelhaft zu gestalten. Nach der Begründung sollen solche Mitarbeiter nicht 

unter § 43a Abs. 5 BRAO-E fallen (S. 197). Das hält der DAV für eine 

sachgerechte Regelung. Der Streit aber, ob solche Mitarbeiter nicht nach § 45 

Abs. 1 Nr. 3 BRAO-E einem Tätigkeitsverbot unterliegen, bleibt ungeklärt. Nach 

der Begründung zu § 45 Abs. 1 Nr. 3 (S. 200) soll unter Nr. 3 künftig „jede Form 

der nichtanwaltlichen Vorbefassung“ fallen. Das kann auch für 

wissenschaftliche Mitarbeiter zutreffen. Auch wenn sie selbst nicht zur Beratung 

und Vertretung von Mandanten befugt sind, nehmen sie doch an der Beratung 

und Vertretung des Mandanten teil, wenn sie z. B. Recherchen durchführen. 

Außerdem sind sie immer wieder zu Ausbildungszwecken bei 

Mandantenbesprechungen und Gerichtsverhandlungen anwesend. Es wäre 

unglücklich, wenn sie nach Abschluss der Ausbildung als junge Anwälte dann 

für einen Gegner des früheren Mandanten tätig werden könnten.  

 

c) Der DAV wiederholt dementsprechend seinen Vorschlag, die Materie 

dadurch zu regeln, dass § 45 Abs. 2 Satz 1 durch folgenden Text ergänzt wird: 
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„es sei denn, dass es sich bei der Vorbefassung um eine Tätigkeit im Sinne des 

Absatz 1 während der juristischen Ausbildung handelte.“ Dieser Vorschlag hat 

auch den Vorzug, dass die Formulierung recht knapp sein kann. 

 

d) Wenn man dem nicht folgen will, könnte § 43a Abs. 5 wie folgt gefasst 

werden:  

 

„Absatz 4 Satz 1 gilt entsprechend für eine Tätigkeit während der 

juristischen Ausbildung bei einem Rechtsanwalt. Absatz 4 Satz 2 ist in 

diesem Fall nicht anzuwenden.“ 

 
   § 59b - Berufsausübungsgesellschaften 

 

1. Zur Vereinfachung des Textes wird vorgeschlagen, § 59 b Abs. 1 wie folgt zu 

formulieren: „Rechtsanwälte dürfen ihren Beruf in 

Berufsausübungsgesellschaften ausüben, auch wenn sie deren einziger 

Gesellschafter sind.“ 

 

2. Nach der Begründung zu § 59b Absatz 1 (RegE S. 209) soll sich aus §§ 59b 

und 59c ergeben, dass sämtliche Gesellschafter aktiv mitarbeiten müssen. Dem 

ist zu widersprechen. Weder gibt es eine derartige Regelung außerhalb des 

bisherigen § 59e Abs. 1 Satz 2 BRAO für die GmbH, noch ist sie praktikabel. Das 

Kriterium „aktive Mitarbeit“ ist völlig unscharf; die Kammern wären nicht in der 

Lage, es zu überwachen. Es besteht auch kein Bedenken dagegen, dass z. B. 

ehemals aktive Partner während ihres Ruhestands an der Gesellschaft beteiligt 

bleiben, solange sie Rechtsanwälte sind. Dem entspricht es, dass an einer 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Rechtsanwälte beteiligt sein dürfen, die nicht in 

der Gesellschaft tätig sein müssen (§ 28 Abs. 4 Nr. 1a letzter Halbsatz WPO). 

Der Verzicht auf das Gebot der aktiven Mitarbeit wäre auch in der 

Gesamtsystematik des Regierungsentwurfs kohärent, weil es ein entsprechendes 

Gebot bei Steuerberatern nicht gibt: In § 49 Abs. 1 StBerG-E ist lediglich die 
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Befugnis zur Verbindung in Berufsausübungsgesellschaften geregelt. Hierzu wird 

ergänzend auf die DAV-Stellungnahme 8/2019, S. 272 verwiesen. 

 

Wenn man dem nicht folgen will, sollte die Begründung klarstellen, dass auch 

ehemalige Partner im Ruhestand an der Gesellschaft beteiligt bleiben dürfen. 

 

3. Der Regierungsentwurf berücksichtigt Gesellschaftsformen, die aufgrund 

zwischenstaatlicher Verträge in Deutschland zulässig sind, nicht in 

ausreichendem Maße. Das gilt nicht nur für den Freundschafts-, Handels- und 

Schifffahrtsvertrag vom 29. Oktober 1954 zwischen der Bundesrepublik 

Deutschland und den Vereinigten Staaten von Amerika, nach dem US-

Gesellschaften in Deutschland anzuerkennen sind. Das gilt auch und 

insbesondere für den Vertrag zwischen der EU und dem Vereinigten Königreich 

vom 24.Dezember 2020, nach dem die Tätigkeit englischer Gesellschaften in 

Deutschland zulässig ist und weitgehend dem Zustand vor dem Ausscheiden des 

Vereinigten Königreichs aus der EU angeglichen worden ist. Nach diesem 

Vertrag ist es möglicherweise auch nicht ausgeschlossen, dass englische 

Gesellschaften in Deutschland nicht nur eine Niederlassung gründen, sondern 

ihren Sitz nach Deutschland verlegen, ohne ihren gesellschaftsrechtlichen Status 

als englische Gesellschaft zu verlieren. Im Einzelnen ist das noch nicht 

abschließend geklärt. Wäre das jedoch der Fall, würde die jetzige Fassung der 

§§ 59b, 207a BRAO-E die Tätigkeit deutscher Rechtsanwälte in solchen 

Gesellschaften erschweren, möglicherweise nach dem Wortlaut sogar unmöglich 

machen. Dafür gäbe es aber sachlich überhaupt keinen Grund. 

 

Der DAV schlägt daher vor, § 59b Abs. 2 BRAO-E zu streichen. Das wäre im 

Hinblick auf das Ziel, das Berufsrecht rechtsformunabhängig zu gestalten, auch 

folgerichtig. Zulässig wäre dann eine Berufsausübungsgesellschaft in der 

Rechtsform von in Deutschland zulässigen Gesellschaftsformen. Das enthielte 

kein Präjudiz bezogen auf die Einordnung der Befugnisse nach dem Brexit-

Vertrag oder anderer völkerrechtlicher Verträge, die von der EU oder 

Deutschland abgeschlossen werden. Durch die Streichung würde allerdings eine 

Klarstellung erforderlich, dass das Berufsrecht die Organisation einer 

Berufsausübungsgesellschaft als Handelsgesellschaft nach deutschem Recht für 

https://anwaltverein.de/files/anwaltverein.de/downloads/newsroom/stellungnahmen/2019/dav-sn_8-2019.pdf
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zulässig erklärt. Das ergibt sich aus der Formulierung in § 107 Abs. 1 Satz 2 

HGB-E, der Begründung des MoPeG auf Seite 264, die von einem „nunmehr 

vorgesehene[n] allgemeine[n] berufsrechtliche[n] Vorbehalt“ und (auf derselben 

Seite weiter unten) sagt: „ Insoweit wird mit der neuen Regelung weiter 

klargestellt, dass auch für andere bundesgesetzlich geregelte Berufe die 

Zulässigkeit einer Personenhandelsgesellschaft für die gemeinsame 

Berufsausübung berufsrechtlich zu regeln und nicht Gegenstand 

gesellschaftsrechtlicher Beschränkungen ist.“ Ähnlich steht im RegE der BRAO-

Reform auf S. 211: „Vorausgesetzt wird jedoch, dass das jeweilige Berufsrecht 

dies für zulässig erklärt.“  

 

Alternativ kommt eine Ergänzung von § 59b Abs. 2 Nr. 3 um einen Buchstaben c) 

in Betracht: „auf Grund eines Staatsvertrages oder internationalen Abkommens 

berechtigte Gesellschaften“. 

 

Die Streichung des Abs. 2 würde ein weiteres Missverständnis vermeiden. Abs. 1 

bezieht sich auf Berufsausübungsgesellschaften. Dieses Wort wird in Abs. 2 

aufgenommen, so dass das Verständnis naheliegen könnte, ein Rechtsanwalt 

könne sich nur an den Gesellschaften im Sinne des Abs. 2 beteiligen. Das ist 

jedoch sicher nicht gemeint, denn dass ein deutscher Rechtsanwalt in eine 

ausländische Berufsausübungsgesellschaft eintreten darf, entspricht der 

allgemeinen Auffassung. Sollte der Abs. 2 nicht gestrichen werden, sollte sein 

S. 1 wie folgt ergänzt werden: "Für Berufsausübungsgesellschaften mit Sitz in 

Deutschland zulässige Rechtsformen sind …".  § 59b Abs. 2 würde dann wie folgt 

lauten:  

 

(2)  Für Berufsausübungsgesellschaften mit Sitz in Deutschland zulässige 

Rechtsformen sind 

1. Gesellschaften nach deutschem Recht einschließlich der 

Handelsgesellschaften, 

2. Europäische Gesellschaften und 

3. Gesellschaften, die zulässig sind nach dem Recht 

a) eines Mitgliedstaats der Europäischen Union oder  
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b) eines Vertragsstaats des Abkommens über den Europäischen 

Wirtschaftsraum oder 

c) auf Grund eines Staatsvertrages oder internationalen Abkommens. 

 

Die Änderungen – Streichung von Abs. 2 oder Ergänzung zur Berücksichtigung 

von Staatsverträgen – müssten dann auch in § 49 Abs. 2 Nr. 3 StBerG-E und in 

§ 52b Abs. 2 Nr. 3 PAO umgesetzt werden. Für das Steuerberatungsgesetz muss 

das sogar in besonderem Maß gelten, weil dort Regelungen fehlen, die den §§ 

207a BRAO-E, 157 AO-E entsprechen. Betroffen sind hiervon Steuerberater und 

damit auch Rechtsanwälte, die über eine Doppelqualifikation verfügen und als 

Steuerberater zugelassen sind. Bei diesem Personenkreis könnte sogar 

zweifelhaft sein, ob Rechtsanwälte mit Doppelzulassung und Steuerberater ihren 

Beruf künftig noch in der deutschen Niederlassung einer ausländischen 

Gesellschaft ausüben dürfen, wozu sie heute aber befugt sind. Dass die 

Neuregelung des StBerG ihnen diese Befugnis nehmen will, ist nicht 

anzunehmen und wäre auch mit Blick auf Art. 3, 9 und 12 GG höchst zweifelhaft. 

 

 

 § 59i – Gesellschafter- und Kapitalstruktur von 

Berufsausübungsgesellschaften 

 

§ 59i Abs. 1 Satz 1 erlaubt zu Recht, dass sich Berufsausübungsgesellschaften 

an anderen Berufsausübungsgesellschaften beteiligen. Nach dem Kontext der 

Norm soll das Recht für nicht zulassungsbedürftige (§ 59f Abs. 1 Satz 2) und 

für alle zugelassenen Berufsausübungsgesellschaften gemäß § 59b Abs. 2 

gelten. Nicht zugelassene Gesellschaften von außerhalb des EWR und 

Gesellschaften aus den USA wird dieses Recht damit verwehrt; das dürfte 

gegen europäisches Recht (ausschließliche Kompetenz der EU für 

Außenhandelsabkommen) und gegen den deutsch-amerikanischen Handels-, 

Schifffahrts- und Freundschaftsvertrag von 1954 verstoßen. Die Vorschrift sollte 

entsprechend erweitert werden. 

 

  § 59j – Geschäftsführungsorgane, Aufsichtsorgane 
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Seinem Wortlaut nach scheint Absatz 1 für alle zugelassenen 

Berufsausübungsgesellschaften zu gelten, also auch für ausländische 

Gesellschaften nach § 207a. Die Binnenstruktur ausländischer Gesellschaften 

kann jedoch vom deutschen Gesetzgeber nicht vorgeschrieben werden. 

Deswegen sollte in § 59j Abs. 1 klargestellt werden, dass die Vorschrift nur für 

Berufsausübungsgesellschaften gilt, die nach § 59f zugelassen sind. 

 

 

2. Teil: Ergänzende Regelungsvorschläge in der Bundesrechtsanwaltsordnung 

 

Der DAV hält an seinen ergänzenden Vorschlägen zur Änderung bzw. Erweiterung der 

Bundesrechtsanwaltsordnung fest, die er in seiner Stellungnahme Nr. 87/2020 (S. 45 

ff.) gemacht hat. Insbesondere die Forderung einer allgemeinen Fortbildungspflicht 

sowie einer berufsrechtlichen Fortbildungspflicht wird aufrecht gehalten. Da 

berufsrechtliche Kenntnisse in der juristischen Ausbildung nicht verpflichtend vermittelt 

werden, ist eine diesbezügliche Fortbildung zur Qualitätssicherung anwaltlicher 

Dienstleistungen geboten. Die allgemeine Fortbildungspflicht in § 43a Abs. 6 BRAO ist 

mangels Dokumentations- und Nachweispflichten nicht kontrollierbar und steht hinter 

den Standards der meisten europäischen Staaten zurück. Bezüglich der Einzelheiten 

und eines konkreten Regelungsvorschlages nimmt der DAV auf seine Stellungnahme 

Nr. 87/2020, S. 47 ff. Bezug.  

https://anwaltverein.de/de/newsroom/sn-87-20-refe-zur-gro%C3%9Fen-brao-reform
https://anwaltverein.de/de/newsroom/sn-87-20-refe-zur-gro%C3%9Fen-brao-reform

